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D ie heutige Nutzung der Böden spiegelt drei Trends 
wider. Erstens werden gleichzeitig und mit zuneh-
mender Geschwindigkeit verschiedene ökologische 

Grenzen der Erde überschritten. Die Folgen sind teilweise 
unwiderruflich und für die Menschen kaum kalkulierbar, 
etwa der Verlust der Biodiversität und der Klimawandel. 
Zweitens nehmen trotz Wirtschaftswachstum Milliarden 
Menschen auf der Welt weitaus weniger als ihren „gerech-
ten Anteil“ an der Landnutzung in Anspruch. Und drittens 
fehlt trotz des vorhandenen Wissens um diese Probleme 
eine effektive Politik, um sie zu beheben. 

Die Gründe für dieses Versagen der Politik sind so viel-
fältig wie bei anderen Umweltproblemen auch. Allerdings 
ist der Bodenschutz, anders als der Klimaschutz oder der 
Erhalt der Biodiversität, auf internationaler Ebene kein ex-
plizites Ziel. Die Weltgemeinschaft hat sich aber drei zent-
rale Ziele gesteckt: Bis 2020 soll der Verlust der Artenvielfalt 
gestoppt werden, die Erderwärmung nicht mehr als 2 Grad 
Celsius betragen und jeder Mensch Zugang zu ausreichend 
Nahrung haben. Keines dieser Ziele wird zu erreichen sein, 
solange es keine darauf ausgerichtete Bodenschutz- und 
Landnutzungspolitik gibt. In den mehr als 200 internati ona-
len Umweltverträgen, -abkommen und -protokollen wird 
Bodenschutz kaum thematisiert oder mit konkreten Zielen 
versehen. 

Bodenschutz dient eher als Vehikel, etwa um Ziele im Kli-
maschutz zu erreichen. Die Anstrengungen drehen sich um 
kaum mehr als das Potenzial des Bodens, CO2 zu speichern. 
So hat das UN-Umweltprogramm (UNEP) 2013 die pflug-
lose Landwirtschaft als wichtige Methode präsentiert, um 
CO2-Emissionen zu vermeiden. Wie sehr dabei der stärkere 
Einsatz von Pestiziden Wasserqualität und Biodiversität be-
lastet, wird wenig beachtet.

Das einzige internationale Abkommen, das sich expli-
zit auf Böden bezieht, ist das UN-Übereinkommen zur Be-
kämpfung der Wüstenbildung (UNCCD). Das jedoch ist auf 
Trockengebiete beschränkt. Bestrebungen, das Abkommen 
auf andere Klimazonen auszudehnen, scheitern am Wider-
stand einiger Mitgliedstaaten. Eine Ausweitung oder gar 
eine eigene UN-Konvention zum Schutz der Böden wäre 
aber nur dann wirkungsvoll, wenn sie mit dem klaren po-
litischen Willen aller Mitglieder, mit Durchsetzungskraft 
und einem unabhängigen Kontrollmechanismus verfolgt 
würde. Wie schwierig und langwierig sich allerdings multi-
laterale Debatten gestalten, ist seit Jahrzehnten bei den Kli-
maverhandlungen zu verfolgen. 

Dennoch hat sich die UNCCD-Konferenz im Vorfeld des 
Weltumweltgipfels 2012 in Rio für das Ziel eingesetzt, bis 
2030 die Bodendegradation weltweit zu stoppen. Allerdings 
„netto“: Degradation an der einen Stelle kann gegen Rekul-
tivierung an einer anderen aufgerechnet werden. Das Ziel 
der UNCCD hat es in das Abschlussdokument der Rio-Nach-
haltigkeitskonferenz von 2012 geschafft und gehört sogar 
zu den Zielen der Entwicklungsagenda, die von 2015 an den 
Millenniumszielen des Jahres 2000 folgen soll. Im Vergleich 
zu anderen Forderungen ist die nach dem Stopp der Boden-
degradation aber eher schwach formuliert. 

Besser sieht es hingegen bei internationalen Abkom-
men zu den Landrechten aus. 2012 stimmte die Food and 
Agriculture Organization (FAO) „freiwilligen Leitlinien“ zu, 
die sich für einen verantwortungsvollen Umgang mit Land-
rechten einsetzen. Sie sind eine Reaktion auf großflächige 
Landnahme durch internationale Investoren, Vertreibun-
gen, mangelhafte Entschädigungen und Enteignungen. Im 
Hinblick auf die internationale Politik ist das Dokument be-
merkenswert.
•   Es ist das erste zwischenstaatliche Abkommen, das die ver-

antwortungsvolle Regierungsführung im Landbereich auf 
den Schutz der Menschenrechte gründet. Trotz des freiwil-
ligen Charakters hat das Abkommen Gewicht, weil es sich 
an zahlreichen Stellen auf das Völkerrecht bezieht. 

•   Vertreter der Zivilgesellschaft waren von Anfang an in die 
Verhandlungen einbezogen. Sie haben die vielfältigen In-
teressen verschiedenster Gruppen vertreten, die ihr Land 
auf unterschiedlichste Weise nutzen. 

Mit vollem Titel heißt das Dokument „Freiwillige Leit-
linien für die verantwortungsvolle Verwaltung von Boden- 
und Landnutzungsrechten, Fischgründen und Wäldern im 
Rahmen der nationalen Ernährungssicherheit“. Weltweit 
sehen Aktivisten diese Vereinbarung als wichtigen Beitrag 
zum Schutz von Landrechten und setzen sich vor Ort dafür 
ein, dass sie umgesetzt wird. Allerdings wird Bodenschutz in 
den Leitlinien nur mit einem Verweis auf nachhaltige Land-
nutzung bedacht, obgleich der sichere Zugang zu Land und 
der Erhalt der Bodenqualität Hand in Hand gehen sollten. 

In der Vergangenheit ist die Verknüpfung der Boden-
schutzpolitik mit anderen Bereichen der Politik kläglich 
gescheitert. Dies hat dazu geführt, dass der Boden in seiner 
zentralen Bedeutung für andere Ökosysteme genauso wie 
für soziale Ziele unterbewertet und viel zu wenig geschützt 
wurde. Dabei sind die Überschneidungen mit der Agrar-, 
der Ernährungs- und Energiepolitik sowie den Klima- und 
Biodiversitätszielen sowie dem Menschenrecht auf Nah-
rung enorm. Erst wenn Boden und Land zum Querschnitts-
thema geworden sind, können sie so gut geschützt werden, 
wie es nötig ist.   

Viele internationale Vereinbarungen zum 
Schutz von Mensch und Natur streifen 
den Schutz der Böden nur. Dabei sind sie 
wegen ihrer zentralen Bedeutung für andere 
Ökosysteme ein Querschnittsthema
für Menschenrechte und soziale Ziele. 

MEHR ALS EIN VEHIKEL
BODENPOLITIK

Ein wichtiges Abkommen, das explizit Böden 
thematisiert, soll die Wüstenbildung bekämpfen. Doch 

eine Ausweitung auf andere Klimazonen scheiterte
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UMWELT, KLIMA, ENTWICKLUNG – DOCH DIE BÖDEN FEHLEN
Weltweite Abkommen und Institutionen mit Auswirkungen auf die Land- und Bodenpolitik, Auswahl; Gründungsjahre und Standorte, wenn vorhanden
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Ramsar-Konvention. Sie schützt international bedeutende Feuchtge-
biete als Lebensraum für Wasser- und Watvögel. Die menschliche Nut-
zung soll „weise“ erfolgen und bietet keinen rechtlichen Schutz gegen 
Industrialisierung und Rodung. 2.187 Gebiete in 168 Ländern (2014). 

2

United Nations Environment Programme (UNEP). Das UN-Umweltprogramm 
wurde durch die UN-Konferenz über die Umwelt des Menschen (Stockholm 1972) 
ins Leben gerufen. Ausgangspunkt und „Dach“ vieler internationaler Abkommen.

4

Berner Konvention, Übereinkom men über die Erhaltung der 
euro pä ischen wildlebenden Pflanzen und Tiere und ihrer 
natürlichen Lebensräume. Beschränkt über nationales und 
internationales Recht die Entnahme und Nutzung von je 700 
streng geschützten Tier- und Pflanzenarten und 570 geschützten 
Tierarten auch in den außereuropäi schen Unterzeichnerländern.

5
Globale Umwelt fazi lität (GEF), ein Finanzierungs me chanismus für 
Um weltschutzprojekte in Entwicklungsländern. Kann Investitionen im 
Rahmen vieler Umweltabkommen kofinanzieren, z.B. CBD, UNFCCC, UNCCD.

6

Klimarahmenkonvention (UNFCCC). Ein Abkommen zur Senkung der Treibhausgas-Emissionen, aus dem „Erdgipfel“ 
hervorgegangen. 1997 entstand daraus das Kioto-Protokoll. Anerkennt die Schlüsselfunktion der Wälder, schützt sie aber 
zu wenig. Der Erdgipfel beschloss 27 nicht rechts verbindliche Grundsätze, auf denen u. a. die „Agenda 21“ für nachhaltige 
Entwicklung und die Biodiversitäts-Konvention beruhte. 

7

Biodiversitäts-Konvention (CBD) zum Schutz der 
Artenvielfalt, der genetischen Vielfalt innerhalb der 
Arten und der Vielfalt der Öko systeme. Wegen der un-
verbindlich formulierten Ziele und ohne Zwang, nationale 
Strategien gegen Biodiversitätsverluste zu entwickeln, 
wurden die „2010-Ziele“ verfehlt. Nach dem Nagoya-
Protokoll von 2010, 2014 in Kraft getreten, sollen bis 2020 
der Verlust an natürlichen Lebensräumen halbiert werden 
und 17 Prozent der Landfläche unter Schutz stehen. 

8

Übereinkommen zur Bekämpfung 
der Wüstenbildung in den von Dürre 
und/oder Wüstenbildung schwer 
betroffenen Ländern, insbesondere 
in Afrika (UNCCD). Auf den „Erdgipfel“ 
zurückgehend; einzige globale 
Konvention, die dem UNEP-Cluster 
der „Land-Konventionen“ zugerechnet 
werden kann. Ungenaue Ziele, geringe 
Koordinierung und langsame Umset-
zung beeinträchtigen die Wirksamkeit 
des Abkommens. 

9

Cartagena-Protokoll, Internationales Protokoll über die biologische Sicherheit (CBD). Regelt erstmals völker-
rechtlich bindend den grenzüberschreitenden Handel und den Umgang mit gentechnisch veränderten Organismen. 

11

Aarhus-Konvention, Übereinkommen über den Zugang zu Informationen, die Öffentlichkeitsbeteiligung an 
Entscheidungsverfahren und den Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten. Der erste völkerrechtliche 
Vertrag, der jeder Person Rechte im Umweltschutz zuschreibt; verpflichtend ist die Umsetzung in nationales Recht. 
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Unesco-Programm „Der Mensch und die 
Biosphäre“ (MAB). Erstes zwischenstaatliches 
Programm, das die Mensch-Umwelt-Beziehun-
gen erforscht. Biosphärenreservate erlauben 
eine nachhaltige Nutzung durch den Menschen.  
631 Reservate in 119 Ländern (2014).
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bis 1972
seit der UN-Konferenz über die Umwelt des Menschen (UNCHE, Stockholm 1972)
seit der UN-Konferenz über Umwelt und Entwicklung (UNCED, „Erdgipfel“, Rio de Janeiro 1992)
seit dem UN-Millenniumsgipfel im Jahr 2000 in New York 
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Millenniums-Entwicklungsziele (MDG). Acht globale Vorgaben 
für Armutsbekämpfung, Friedenserhaltung und Umweltschutz 
des Millenniumsgipfels in New York, die bis 2015 erreicht werden 
sollten, darunter Verbesserungen bei der Biodiversität, beim Trink-
wasserzugang und bei den Lebensbedingungen in Slums. Viele der 
Ziele werden nicht oder nicht in allen Regionen erreicht. Ab 2015 
sollen „nachhaltige Entwicklungsziele“ (SRG) angestrebt werden.

12

Committee on World Food Security (CFS). Die Reform dieser Institution 
für Ernährungssicherheit innerhalb des UN-Systems, 1974 gegründet, 
lässt nun Organisationen der Zivilgesellschaft, Forschungseinrichtungen, 
Unter neh mens verbände und private philantropische Stiftungen zu. 

14

Seit der Jahrtausendwende sind neue multilaterale Abkommen seltener geworden, 
weil viele Schwellen- und Entwicklungsländer als Gruppen selbstbewusster 
geworden sind. Die Industrieländer bevorzugen nun bilaterale Verträge, in denen sie 
einzeln oder als EU weiterhin enorme Verhandlungsmacht besitzen.

13

Freiwillige Leitlinien für die verantwor tungsvolle Verwaltung von Boden- und 
Landnutzungsrechten, Fischgründen und Wäldern im Rahmen der nationalen 
Ernährungssicherheit; formuliert das Menschenrecht auf Nahrung und ist das 
erste völkerrechtliche Instrument, das sich der komplexen Landfrage widmet.

15

Unesco-Welterbekonvention. Soll einzig ar-
tige Kultur- und Naturdenkmäler schützen. 
Der Status bietet keinen echten Schutz;  
18 von 228 Weltnaturerbe-Stätten sind 
akut gefährdet. Gestrichen wurde bereits 
ein Antilo penschutzgebiet in Oman, als der 
Großteil zur Ölförderung freigegeben wurde. 
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